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Beteiligungen -

Tagesordnung | Punkt 5 der éffentlichen Sitzung am 15. Méarz 2023

Vorlagen-Nr. 23-F-15-0007

Grundsteuererklarungen durch die Landeshauptstadt Wiesbaden - Erfillt die Stadt ihre gesetzli-
chen Pflichten?
-Antrag der Fraktion Freie Wahler / Pro Auto vom 6. Marz 2023-

Viele Burger und Birgerinnen sowie Unternehmen in Wiesbaden haben - wie vorgegeben - bis

zum 31.Januar 2023 die vom Staat geforderte Grundsteuererklarung abgegeben. Sie sind auf

diesem Wege verpflichtet worden, Daten aus verschiedenen Unterlagen zusammenzutragen, die

die Finanzbehorden zwar schon hatten, aber nicht bereit waren, sie selbst zusammenzustellen, um

sie in digitale Systeme einzupflegen.

In vielen Fallen haben gerade Stadte diese Erklarungen an die Finanzamter verspatet oder bis

heute Gberhaupt noch nicht abgegeben, obwohl sie selbst bzw. ihre Gesellschaften Uber eine nicht

unerhebliche Anzahl von Grundstiicken verfiigen, die nicht von vorneherein steuerbefreit sind.

Einer Vorbildfunktion, die die offentliche Hand eigentlich in derartigen Fallen haben sollte, wird

durch dieses nachlassige Verhalten nicht Genlige getan.

Der Ausschuss Finanzen und Beteiligung mdge beschliel3en:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en,

der Magistrat wird gebeten zu berichten,

- ob und fiir wie viele Grundstiicke die Landeshauptstadt Wiesbaden selbst bzw. ihre
Gesellschaften die ,Erklarung zur Feststellung des Grundsteuerwertes* abzugeben haben,

- ob der Magistrat die entsprechenden Pflichten bis heute erfiillt und damit diese Erklarun-
gen auch tatséchlich abgegeben hat,

- und, wenn das nicht der Fall ist, welche Griinde vorgelegen haben, warum diese Erkla-
rungen an das Finanzamt nicht erfolgt sind,

- wer die Entscheidung getroffen hat, die entsprechende Erklarungen nicht fristgerecht ab-
zugeben bzw. ob und wann der Magistrat tber diese Entscheidung informiert wurde,

- und wie der Magistrat gedenkt, damit umzugehen.

Beschluss Nr. 0064
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschliel3en:

Der Antrag wird angenommen.

Wiesbaden, .03.2023

Dr. Reinhard Volker
Vorsitzender



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 15. März 2023
	Grundsteuererklärungen durch die Landeshauptstadt Wiesbaden - Erfüllt die Stadt ihre gesetzli-chen Pflichten?
	-Antrag der Fraktion Freie Wähler / Pro Auto vom 6. März 2023-

